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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Juni 1959 

10 — 37202 — 3044/59 IX 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich in der Anlage 1 den von der Bundes- 
regierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Rechtsstel- 
lung der zu Offizieren im Verwaltungsdienst 
der Truppe ernannten Beamten der Bundes- 
wehr 

nebst Anlage und Begründung mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 206. Sitzung am 29. Mai 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzent- 
wurf Stellung genommen. Seine Änderungsvorschläge sind als 
Anlage 2 beigefügt. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen 
den Entwurf keine Einwendungen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 

Dr. Seebohm 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Rechtsstellung der zu Offizieren im Verwaltungsdienst 
der Truppe ernannten Beamten der Bundeswehr 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Der Beamte der Bundeswehr kann mit seinem 
Einverständnis für die Dauer seiner Verwendung 
im Verwaltungsdienst der Truppe, die in der Regel 
mindestens fünf Jahre betragen soll, in das Dienst- 
verhältnis eines Soldaten auf Zeit (Offizier im Ver- 
waltungsdienst der Truppe) berufen werden. 

(2) Dem Beamten wird für die Dauer dieses 
Dienstverhältnisses der aus der Anlage ersichtliche 
Dienstgrad verliehen. 

§ 2 

(1) Wird der Beamte nach § 1 Abs. 1 zum Offi- 
zier im Verwaltungsdienst der Truppe ernannt, so 
scheidet er mit dem Tage, an dem seine Ernennung 
wirksam wird, aus seinem Amt aus. 

(2) Für die Dauer seiner Verwendung als Offi- 1 
zier im Verwaltungsdienst der Truppe ruhen, so- ] 
weit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, ■ 
die in seinem Beamtenverhältnis begründeten 
Rechte und Pflichten mit Ausnahme der Pflicht zur 
Amtsverschwiegenheit und des Verbots der An- 
nahme von Belohnungen und Geschenken. 

(3) Bei Unfallverletzten Beamten bleibt der An- 
spruch auf Unfallfürsorge unbeitührt; § 7 Abs. 1 
Nr. 3 ist anzuwenden. 

§ 3 

Die Vorschriften des Soldatengesetzes finden auf 
den Offizier im Verwaltungsdienst der Truppe An- 
wendung, insbesondere untersteht er dem militäri- 
schen Vorgesetzten und hat seine Befehle zu be- 
folgen, soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist. 

§ 4 

(1) Der Offizier im Verwaltungsdienst der 
Truppe trägt für die Rechtmäßigkeit seiner fach- 
dienstlichen Handlungen auf dem Gebiete der Ver- 
waltung die volle persönliche Verantwortung. 

(2) Die Vorgesetzten können in fachdienstlichen 
Angelegenheiten auf dem Gebiete der Verwaltung 
nur Anordnungen erteilen; diese sind nach Maß- 
gabe des Absatzes 3 zu befolgen. 

(3) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit fach- 
dienstlicher Anordnungen hat er unverzüglich bei 
dem Vorgesetzten, der die Anordnung erteilt hat, 


geltend zu machen. Wird die Anordnung aufrecht- 
erhalten, so hat er sich, wenn seine Bedenken 
gegen ihre Rechtmäßigkeit fortbestehen, an den 
nächsthöheren Vorgesetzten zu wenden. Bestätigt 
dieser die Anordnung, so muß er sie ausführen und 
ist von der eigenen Verantwortung befreit; dies 
gilt nicht, wenn das ihm aufgetragene Verhalten 
strafbar und die Strafbarkeit für ihn erkennbar ist 
oder das ihm aufgetragene Verhalten die Würde 
des Menschen verletzt. Die Bestätigung hat auf 
Verlangen schriftlich zu erfolgen. Verlangt der 
Vorgesetzte, der die Anordnung erteilt hat, die so- 
fortige Ausführung der Anordnung, weil Gefahr 
im Verzüge besteht und die Entscheidung des 
nächsthöheren Vorgesetzten nicht rechtzeitig her- 
beigeführt werden kann, so muß der Offizier im 
Verwaltungsdienst der Truppe die Anordnung aus- 
führen und ist von der eigenen Verantwortung be- 
freit; dies gilt nicht, wenn das ihm aufgetragene 
Verhalten strafbar und die Strafbarkeit für ihn er- 
kennbar ist oder das ihm aufgetragene Verhalten 
die Würde des Menschen verletzt. Die Bestätigung 
hat auf Verlangen schriftlich zu erfolgen. 

§ 5 

(1) Für die Verfolgung von Dienstvergehen im 
nichtförmlichen Verfahren gelten die Vorschriften 
der Wehrdisziplinarordnung vom 15. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 189). Verhängte Disziplinar- 
strafen sind in jedem Falle dem Bundesminister für 
Verteidigung mitzuteilen. Im übrigen finden die 
für Bundesbeamte geltenden disziplinarrechtlichen 
Vorschriften Anwendung. 

(2) Hält der Bundesminister für Verteidigung 
die Verhängung einer einfachen Disziplinarstrafe 
nach Art und Schwere der Pflichtverletzung nicht 
für ausreichend, so beendet er die Verwendung im 
Verwaltungsdienst der Truppe. 

(3) Eine verhängte Disziplinarstrafe gilt, wenn 
wegen der ihr zugrunde liegenden Pflichtverletzung 
die Verwendung im Verwaltungsdienst der Truppe 
beendet wird, mit der Beendigung dieser Verwen- 
dung als aufgehoben. Im förmlichen Verfahren 
können auch solche Dienstvergehen verfolgt wer- 
den, die der Beamte im Dienstverhältnis als Soldat 
auf Zeit begangen hat. 

§ 6 

(1) Das Dienstverhältnis als Soldat auf Zeit 
endet mit der Beendigung der Verwendung im 
Verwaltungsdienst der Truppe. Der Bundesminister 
für Verteidigung kann die Verwendung im Ver- 
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waltungsdienst der Truppe beenden, wenn ein 
dienstliches Bedürfnis besteht. Sie ist zu beenden, 
wenn der Offizier im Verwaltungsdienst der Truppe 
dienstunfähig nach § 55 Abs. 2 des Soldatengeset- 
zes ist. 

(2) Das Dienstverhältnis endet ferner 

1. durch Beendigung des Beamtenverhält- 
nisses, 

2. durch Verlust der Rechtsstellung eines 
Soldaten auf Zeit entsprechend § 48 des 
Soldatengesetzes, 

3. nach Erreichen der für Berufssoldaten 
seines Dienstgrades festgesetzten Alters- 
grenze, 

4. nach einer Verwendung von zehn Jahren; 
der Bundesminister für Verteidigung kann 
die Beendigung um einen bestimmten 
Zeitraum, der jeweils ein Jahr nicht über- 
schreiten darf, hinausschieben, wenn 
dienstliche Gründe es erfordern. 

§ 7 

(1) Für die Versorgung gilt das Bundesbeamten- 
gesetz mit folgenden Maßgaben: 

1. Der Dienst als Offizier im Verwaltungs- 
dienst der Truppe gilt als Beamtendienst. 

2. Dienstbezüge der Offiziere im Verwal- 
tungsdienst der Truppe gelten als Dienst- 
bezüge des Amtes im Sinne des § 109 des 
Bundesbeamtengesetzes. 

3. Während der Verwendung als Offizier 
im Verwaltungsdienst der Truppe tritt an 
die Stelle des Anspruchs auf Heilverfah- 
ren nach § 134 Abs. 2 Nr. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes der Anspruch auf freie 
Heilfürsorge nach § 30 des Soldaten- 
gesetzes in Verbindung mit § 36 Abs. 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes. 

4. § 119 des Bundesbeamtengesetzes gilt 
nicht. 

5. Bei Eintritt des Versorgungsfalles wäh- 
rend der Verwendung als Offizier im 
Verwaltungsdienst der Truppe ist der 
Beamte so zu behandeln, wie wenn ihm 
in diesem Zeitpunkt ein dem Amte ent- 
sprechendes Amt wieder übertragen ge- 
wesen wäre, aus dem er nach § 2 Abs. 1 
ausgeschieden ist; § 10 Abs. 1 Satz 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes ist anzuwen- 
den. 

(2) Das Soldatenversorgungsgesetz ist mit Aus- 
nahme des § 63 nicht anzuwenden. 


§ 8 

Mit dem Ende des Dienstverhältnisses als Soldat 
auf Zeit ist, soweit nicht das Beamtenverhältnis 
endet, dem Beamten ein Amt zu übertragen, das 
derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn an- 
gehört wie das vor der Verwendung als Soldat auf 
Zeit bekleidete Amt und mit mindestens demselben 
Endgrundgehalt verbunden ist. Ruhegehaltfähige 
und unwiderrufliche Stellenzulagen gelten als Be- 
standteil des Grundgehalts. 

§ 9 

Das Bundesbesoldungsgesetz vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 993) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In § 10 Abs. 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Das gleiche gilt, wenn einem Beamten nach 
mindestens einjähriger Verwendung als Offizier 
im Verwaltungsdienst der Truppe wieder ein 
Amt übertragen wird." 

2. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 9 wird folgender Absatz ein- 
gefügt: 

„(10) Das Besoldungsdienstalter eines Be- 
amten der Bundeswehr, der für die Dauer 
einer Verwendung im Verwaltungsdienst der 
Truppe in das Dienstverhältnis eines Solda- 
ten auf Zeit berufen worden ist, richtet sich 
nach den für Beamte geltenden Vorschrif- 
ten." 

b) Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 11. 

§ 10 

(1) Die Fachaufgaben eines Offiziers im Ver- 
waltungsdienst der Truppe sind den Offizieren 
Vorbehalten, die nach § 1 in das Dienstverhältnis 
eines Soldaten auf Zeit berufen worden sind. 

(2) In der Dienststellung eines Offiziers im Ver- 
waltungsdienst der Truppe können abweichend von 
Absatz 1 auch Soldaten verwendet werden, die die 
laufbahnrechtlichen Voraussetzungen für die Ver- 
leihung eines Amtes des gehobenen oder höheren 
nichttechnischen Verwaltungsdienstes nachweisen 
und nach Erfüllung dieser Voraussetzungen eine 
mehrjährige Verwaltungserfahrung im Haushalts-, 
Kassen- und Rechnungswesen erworben haben. Für 
diese Offiziere gilt § 4 entsprechend. 

§ 11 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Anlage 

zu § 1 Abs. 2 


Übersicht 


über die Dienstgrade, die den Beamten für die 
Dauer des Dienstverhältnisses eines Soldaten auf 
Zeit verliehen werden 


Amtsbezeichnung 

B 3s.-Gx. 

Dienstgradbezeichnung im Dienstverhältnis 

Bes. -Gr. 

der Beamten 

als Soldat auf Zeit 


Gehobener Dienst 




Regierungsinspektor 

A 9 

Leutnant 

A 9 

Regierungsinspektor mit 3 Dienstjahren 
als Inspektor nach der Anstellung 

A 9 

Oberleutnant 

A 9 
mit 

Zulage 

Regierungsoberinspektor 

A 10 | 

> Hauptmann 

All 

Regierungsamtmann 

All j 



Höherer Dienst 




Regierungsrat 

A 13 

Major 

A 13 

Oberregierungsrat 

A 14 

Oberstleutnant 

A 14 

Regierungsdirektor 

A 15 | 

I 

- Oberst 

A 16 

Leitender Regierungsdirektor 

A 16 | 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Im Interesse der sofortigen Einsatzfähigkeit muß 
die Truppe möglichst von allen nicht rein mili- 
tärischen Aufgaben entlastet werden. Es gibt 
aber Verwaltungsaufgaben, die nicht von der 
Truppe getrennt werden können. Dazu gehören 
im Frieden u. a. Verwaltungs-, Fürsorge- und 
Wirtschaftsangelegenheiten der Truppe und die 
damit zusammenhängenden Rechtsfragen, Auf- 
stellung der Haushaltsanforderungen und der 
Haushaltspläne sowie Bewirtschaftung der der 
Kommandobehörde für ihren Kommandobereich 
zugewiesenen Haushaltsmittel. Diese Aufgaben 
werden im Einsatz — dazu gehören auch Übun- 
gen und Märsche — u. a. durch Geldversorgung 
und Kassenaufsicht und bei Versagen der Nach- 
schubwege und Ausfall von Dienststellen der 
Bundeswehrverwaltung auch durch Beschaffung 
und Bereitstellung des Truppenbedarfs an Ver- 
pflegung, Bekleidung, Marketenderwaren, Unter- 
künften und Geschäftsbedürfnissen erweitert. Im 
Frieden und im Einsatz handelt es sich um Ver- 
waltungsaufgaben, wie sie auch in anderen 
Hoheitsverwaltungen des Bundes Vorkommen. 
Sie werden nach Artikel 33 Abs. 4 des Grund- 
gesetzes und nach § 4 des Bundesbeamtengeset- 
zes von Beamten bearbeitet. Diese Beamten sind 
in der Truppe auf sich allein gestellt. Deshalb 
müssen sie eine lange und vielseitige Verwal- 
tungserfahrung besitzen, zumal zu den genann- 
ten Verwaltungsaufgaben umfangreiche militä- 
rische Truppenversorgungsaufgaben kommen. 

Bisher wurden zur Wahrnehmung der Verwal- 
tungsaufgaben Beamte der Bundeswehrverwal- 
tung zur Truppe abgeordnet. Diese Regelung hat 
sich, wie eine Erfahrungsperiode von drei Jah- 
ren zeigt, nicht als zweckmäßig erwiesen. Der 
Verwaltungsbeamte, der untrennbar mit der 
Truppe verbundene Verwaltungsaufgaben be- 
arbeitet, muß als Soldat in die militärische Kom- 
mondogewalt eingefügt werden. Die Führung 
der Truppe verlangt den militärischen Gehorsam 
aller, die in mobilen Verbänden eingesetzt und 
verwendet werden. Aber auch die Fürsorge, zu 
der der militärische Vorgesetzte nach dem Sol- 
datengesetz verpflichtet ist, ist unteilbar; sie 
schließt alle Personen ein, die zu einer mobilen 
Truppe gehören. Der Truppenverwaltungsbeamte 
muß den gegenüber dem Beamtenrecht weiter- 
gehenden besonderen Verpflichtungen der Sol- 
daten zur zeitlich uneingeschränkten Dienstlei- 
stung unterliegen, deren Nichterfüllung unter 
den Strafandrohungen des Militärstrafrechts 
steht. Zur jederzeitigen Einsatzbereitschaft der 
Truppe gehört auch die Folgenpflicht aller ihr 
eingegliederten Kräfte. Die Uniformierung ist 
nötig als äußeres Zeichen des Unterstellungsver- 
hältnisses. Sie gestattet dem Träger anderer- 
seits, sich in Feldverhältnissen ungehindert zu 


bewegen. Darüber hinaus ist die Uniform im 
Verteidigungsfalle der international anerkannte, 
für jeden sichtbare Ausweis der Zugehörigkeit 
zu den bewaffneten Streitkräften. Dieser Aus- 
weis soll seinen Träger davor schützen, bei einer 
etwaigen Gefangennahme als kriegführender 
Zivilist behandelt zu werden. 

Aus Gründen der militärischen und der verwal- 
tungsmäßigen Ordnung ist es ferner erforderlich, 
daß dem Verwaltungsbeamten bei der Truppe 
Befehlsgewalt gegenüber Soldaten zusteht, da- 
mit er seine Anordnungen durchsetzen kann. 

Diese Forderungen erfüllt der vorgelegte Ge- 
setzentwurf. Er vermeidet dabei die Wieder- 
belebung der von früher her bekannten Mili- 
tärbeamtenverhältnisse und Sonderlaufbahnen. 
Der Verwaltungsbeamte in der Truppe behält 
den Status des Beamten, tritt zugleich aber mit 
vollen Rechten und Pflichten in das Dienstver- 
hältnis eines Soldaten ein. Er muß nach Lebens- 
alter und Tauglichkeit den körperlichen Anstren- 
gungen in der Truppe gewachsen sein. Er kehrt, 
wenn er für die Truppe überaltert ist, in den 
Beamtendienst zurück und leistet dort bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjahres Dienst. Da die 
Altersgrenze für alle Berufssoldaten nach § 45 
Abs. 1 Satz 2 des Soldatengesetzes gegenwärtig 
noch das vollendete 60. Lebensjahr ist und durch 
das noch zu erlassende Gesetz für die einzelnen 
Gruppen der Berufssoldaten jedenfalls niedriger 
als bei den Beamten festgelegt werden wird, ist 
durch die Weiterverwendung der Beamten nach 
ihrer Verwendung im Verwaltungsdienst der 
Truppe dem Gesichtspunkt der Sparsamkeit in 
der Verwaltung Rechnung getragen. Die vorge- 
sehene Regelung vermeidet die sich aus einer 
früzeitigen Zurruhesetzung für den Staat und 
den Verwaltungsoffizier ergebenden Nachteile. 
Die bei der Truppe gewonnenen Erfahrungen 
sind für den Dienst in der Bundeswehrverwal- 
tung besonders vorteilhaft, so daß der Beamte 
gute Möglichkeiten hat, nach Beendigung seiner 
Verwendung im Verwaltungsdienst der Truppe 
in seiner Laubahn weiterzukommen. Die Ver- 
wendung im Verwaltungsbereich der Truppe ist 
insoweit nur ein Teil der Gesamtlaufbahn. 

2. Das Gesetz betrifft eine Angelegenheit der Ver- 
teidigung und regelt Rechtsverhältnisse von Per- 
sonen, die im Dienst des Bundes stehen. Für sei- 
nen Erlaß ist nach Artikel 73 Nr. 1 und 8 GG der 
Bund ausschließlich zuständig. 


II. Das Gesetz im einzelnen 

§ 1 Abs. 1 schafft die Rechtsgrundlage, Beamte der 
Bundeswehrverwaltung mit ihrem Einverständnis 
im Rahmen ihrer Laufbahn für die Dauer einer Ver- 
wendung im Verwaltungsdienst der Truppe in das 
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Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit zu be- j 
rufen. Die Mindestdauer der Verwendung ist auf 
5 Jahre festgesetzt, weil sich ein häufigerer Wech- 
sel störend auswirkt und die besonderen Erfahrun- 
gen bei der Truppe bei längerer Verwendung bes- 
ser ausgenutzt werden. Es ist eine Verwendung für 
die Dauer von insgesamt höchstens 10 Jahren vor- 
gesehen (§ 6 Abs. 2 Nr. 4). 

Diese zeitlich begrenzte Verwendung ergab sich 
aus der militärischen Forderung, die mit der Truppe 
untrennbar verbundenen Verwaltungsaufgaben, zu 
denen auch Truppenversorgungsaufgaben kommen, 
von Kräften wahrnehmen zu lassen, die bei bester 
Verwaltungserfahrung altersmäßig in die militä- 
rische Struktur passen und körperlich den Anforde- 
rungen entsprechen, und der Notwendigkeit, diese 
Beamten der vielseitigeren Verwendung in der 
Bundeswehrverwaltung wieder zuzuführen. Die j 
Dauer der Verwendung im Verwaltungsdienst der 
Truppe richtet sich im Einzelfall nach den Grund- 
sätzen der Verwendbarkeit als Soldat. Das Sol- 
datenrecht kennt schon in § 40 Abs. 1 Nr. 3 des 
Soldatengesetzes die Berufung für eine kalender- 
mäßig nicht bestimmte Zeitdauer. Die unbestimmte 
Zeitdauer des Soldatenverhältnisses auf Zeit ist 
rechtlich um so weniger bedenklich, als sich an 
dieses Rechtsverhältnis sofort die Weiterverwen- 
dung im Beamtenverhältnis anschließt. 

§ 1 Abs. 2 enthält die näheren Bestimmungen über 
den Dienstgrad. Das Wehrdienstverhältnis als Sol- | 
dat auf Zeit wird nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 des Sol- . 
datengesetzes durch die Berufung begründet. Diese 
Berufung ist gleichzeitig mit der Ernennung zu 
einem militärischen Dienstgrad verbunden, den die- 
ser Soldat auf Zeit für die jeweilige Dauer seiner 
Verwendung im Verwaltungsdienst der Truppe be- 
hält. Da keine eigene militärische Laufbahn zu der 
Verwendung im Verwaltungsdienst der Truppe 
führt, sondern erfahrene Verwaltungsbeamte die 
Verwaltungsaufgaben bei der Truppe wahrnehmen, 
sind in der Anlage nur Verwendungsdienstgrade 
festgelegt. Bei den Sanitäts- und Veterinäroffizieren 
und den Stabsingenieuren besteht hierzu insoweit 
eine Parallele, als auch in diesen Fällen die Fach- , 
kenntnisse maßgebend sind für die sofortige Ver- ' 
leihung eines höheren Dienstgrades. Bei der 
Truppe sind Stellen zu besetzen, deren Auf- 
gabengebiet den Einsatz von Verwaltungsbeamten 
des höheren und des gehobenen Dienstes verlangt. 
Der weitaus größte Anteil der Stellen ist mit Be- ; 
amten des gehobenen Dienstes zu besetzen. Hierfür 
kommen Inspektoren und Oberinspektoren mit all- | 
seitiger Verwaltungserfahrung in Frage. Soweit 
Beamte des höheren Dienstes für die Besetzung der j 
Stellen benötigt werden, werden auch Regierungs- 
räte, Oberregierungsräte und Regierungsdirektoren 
Verwendung finden. Die Beamten sollen möglichst 
Reserveoffiziere sein. 

§ 2 Abs. 1 schließt als Sondervorschrift die An- 
wendung des § 125 Abs. 1 des Beamtenrechtsrah- 
mengesetzes aus. Das Beamtenverhältnis bleibt auch 
nach der Berufung in das Dienstverhältnis eines 
Soldaten auf Zeit bestehen. Der Beamte scheidet 
aber mit dem Tage, an dem seine Ernennung zum 


Offizier im Verwaltungsdienst der Truppe wirksam 
wird, aus seinem bisher bekleideten Amt aus. 

§ 2 Abs. 2 bestimmt, daß die in dem Beamtenver- 
hältnis begründeten Rechte und Pflichten für die 
Dauer der Verwendung als Offizier im Verwal- 
tungsdienst der Truppe ruhen, mit Ausnahme der 
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des Verbots 
der Annahme von Belohnungen und Geschenken. 
Die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit hat der Beamte 
während des Bestehens und auch nach Beendigung 
des Beamtenverhältnisses nach § 61 des Bundes- 
beamtengesetzes. Sie würde entfallen, wenn sämt- 
liche Pflichten aus dem Beamtenverhältnis für die 
Dauer seiner Verwendung als Offizier im Verwal- 
tungsdienst der Truppe ruhen; denn in diesem Falle 
liegt keine Beendigung des Beamtenverhältnisses 
vor, sondern nur ein Ausscheiden aus dem inne- 
gehabten Amt. Es muß aber sichergestellt werden, 
daß die Amtsverschwiegenheit über die dem Beam- 
ten bei seiner amtlichen Tätigkeit bekanntgeworde- 
nen Angelegenheiten auch nach der Begründung des 
Dienstverhältnisses eines Offiziers im Verwaltungs- 
dienst der Truppe fortbesteht. Das gleiche gilt für 
das Verbot der Annahme von Belohnungen und 
Geschenken. Es muß sichergestellt werden, daß der 
Beamte auch nach Begründung des Dienstverhält- 
nisses als Offizier im Verwaltungsdienst der Truppe 
Belohnungen und Geschenke, die ihm in bezug auf 
sein bis zur Berufung in das Wehrdienstverhältnis 
bekleidetes Amt gemacht werden, nur mit Zustim- 
mung der letzten obersten Dienstbehörde anneh- 
men darf. Die Fassung des § 2 Abs. 2 trägt diesen 
Notwendigkeiten Rechnung. 

§ 2 Abs. 3 legt fest, daß Unfallverletzte Beamte 
durch ihre Ernennung zum Offizier im Verwaltungs- 
dienst der Truppe ihren Anspruch auf Unfallfür- 
sorge wegen eines im Beamtenverhältnis erlittenen 
Dienstunfalles behalten. Da aber der zum Offizier 
im Verwaltungsdienst der Truppe ernannte Beamte 
als Soldat freie Heilfürsorge hat, mußte an die 
Stelle des Anspruchs auf Heilverfahren nach § 134 
Abs. 2 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes der An- 
spruch auf freie Heilfürsorge nach § 30 des Soldaten- 
gesetzes in Verbindung mit § 36 Abs. 2 des Bundes- 
besoldungsgesetzes treten. 

§ 3 stellt klar daß der Offizier im Verwaltungs- 
dienst der Truppe der militärischen Befehlsgewalt 
unterliegt und daß sich seine Pflichten und Rechte 
grundsätzlich nach dem Soldatengesetz richten, so- 
weit nicht das Gesetz selbst Ausnahmen vorsieht. 
Abgesehen von diesen Ausnahmen, die sich nur auf 
seine Tätigkeit im eigentlichen Verwaltungsdienst 
beziehen, unterscheidet sich der Offizier im Ver- 
waltungsdienst der Truppe nicht von den übrigen 
Offizieren. 

In Anlehnung an § 56 Abs. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes stellt § 4 Abs. 1 klar, daß diese Offiziere 
für fachdienstliche Anordnungen in Verwaltungs- 
angelegenheiten die persönliche Verantwortung 
tragen. 

§ 4 Abs. 2 bringt zum Ausdruck, daß im Interesse 
einer klaren Abgrenzung der strafrechtlichen Ver- 
antwortlichkeit bei Befehlsverweigerung im Sinne 
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des § 11 des Soldatengesetzes die Vorgesetzten in 
fachdienstlichen Angelegenheiten nur Anordnungen 
und nicht Befehle erteilen können. 

§ 4 Abs. 3 regelt in Anlehnung an § 56 Abs. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes und § 38 Abs. 2 des Be- 
amtenrechtsrahmengesetzes für die Offiziere im 
Verwaltungsdienst der Truppe die Verpflichtung, 
Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher 
Anordnungen auf dem Gebiete der Verwaltung gel- 
tend zu machen. 

§ 5 Abs. 1 schränkt die Anwendung der Wehrdis- 
ziplinarordnung gegen den Offizier im Verwal- 
tungsdienst der Truppe ein. Die militärische Diszi- 
plin verlangt, daß gegen ihn alle einfachen Diszi- 
plinarstrafen nach § 10 der Wehrdisziplinarordnung 
Verhängt werden können. Die Einleitung eines 
disziplinargerichtlichen Verfahrens mit dem Ziele 
der Verhängung einer militärischen Laufbahnstrafe 
nach der Wehrdisziplinarordnung ist ausgeschlos- 
sen. Bei schweren Dienstvergehen muß der Schnitt 
zwischen dem Soldatenverhältnis, das nur auf Zeit 
begründet wurde, und dem Beamtenverhältnis, das 
auf Lebenszeit angelegt ist, gemacht werden, weil 
schwere Dienstvergehen nicht ohne Wirkung auf 
des dem Wehrdienstverhältnis zugrunde liegende 
Beamtenverhältnis bleiben dürfen. Die schweren 
Strafen müssen sich deshalb in dem Beamtenver- 
hältnis auswirken. 

§ 5 Abs. 2 bestimmt, daß der Bundesminister für 
Verteidigung statt der Einleitung des disziplinar- 
gerichtlichen Verfahrens nach der Wehrdisplinar- 
ordnung die Verwendung im Verwaltungsdienst der 
Truppe beendet, wenn er nach der Art und Schwere 
der Pflichtverletzung die Verhängung einer ein- 
fachen Disziplinarstrafe nicht für ausreichend hält. 

§ 5 Abs. 3 ermöglicht die disziplinarrechtliche Ver- 
folgung nach der Bundesdisziplinarordnung auch in 
den Fällen, in denen schon eine Disziplinarstrafe 
im nichtförmlichen Verfahren nach den Vorschrif- 
ten der Wehrdisziplinarordnung verhängt wurde. 
Wenn wegen einer solchen Pflichtverletzung die 
Verwendung im Verwaltungsdienst der Truppe be- 
endet wird, gilt die verhängte Disziplinarstrafe mit 
der Beendigung dieser Verwendung als aufgehoben. 
Da mit der Beendigung der Verwendung das Dienst- 
verhältnis als Soldat auf Zeit endet (§ 6 Abs. 1 
Satz 1), das Beamtenverhältnis aber bestehen 
bleibt, ist eine Verfolgung von Dienstvergehen, die 
der Beamte als Soldat auf Zeit begangen hat, nach 
der Bundesdisziplinarordnung möglich. 

§ 6 regelt erschöpfend die Beendigungsgründe des 
Dienstverhältnisses als Soldat auf Zeit. 

§ 7 Abs. 1 regelt die Versorgung für die Offiziere 
im Verwaltungsdienst der Truppe grundsätzlich in 
dem Sinne, daß das Bundesbeamtengesetz anzuwen- 
den ist. Dabei war notwendig, den Dienst eines 
Soldaten auf Zeit dem Beamtendienst ausdrücklich 
gleichzustellen, weil es sich nicht von selbst ver- 
steht, daß der Dienst eines Soldaten auf Zeit im 
Rahmen des § 110 oder der §§ 134 ff. des 

Buinideisbeamtengesetzes berücksichtigt werden kann. 
Ebenso muß klargestellt werden, daß Dienst- 


bezüge der Offiziere im Verwaltungsdienst der 
Truppe als Dienstbezüge des Amtes im Sinne 
des § 109 des Bundesbeamtengesetzes gelten. 

Nr. 3 war notwendig, um Doppelleistungen zu 
| vermeiden, weil der Beamte, solange er sich im 
1 Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit befindet, bei 
einem Dienstunfall sowohl Anspruch auf Heilver- 
fahren nach § 134 Abs. 2 Nr. 2 des Bundesbeamten- 
gesetzes als auch Anspruch auf freie Heilfürsorge 
nach § 30 des Soldatengesetzes, § 36 Abs. 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes hätte. § 119 des Bundes- 
beamtengesetzes mußte angeschlossen werden, da 
seine Voraussetzungen bei der Beendigung des 
Dienstverhältnisses als Soldat auf Zeit nicht vor- 
liegen. Nr. 5 regelt die Zahlung der Versorgungs- 
bezüge bei Eintritt des Versorgungsfalles während 
der Verwendung als Offizier im Verwaltungsdienst 
der Truppe. Die Regelung beruht auf der Fiktion, 
daß dem Offizier im Verwaltungsdienst der Truppe 
in diesem Zeitpunkt ein seinem früheren Amt ent- 
sprechendes Amt wieder übertragen gewesen 
wäre. 

§ 7 Abs. 2 läßt neben der Versorgung nach dem 
Bundesbeamtengesetz die in § 63 des Soldaterver- 
sorgungsgesetzes geregelte einmalige Flugunfall- 
entschädigung zu, da auch der Offizier im Verwal- 
tungsdienst der Truppe zum besonders gefährdeten 
fliegenden Personal oder zum springenden Perso- 
nal der Luftlandetruppe gehören kann, eine gleiche 
Bestimmung dem Bundesbeamtengesetz aber fremd 
ist. 

§ 8 regelt die Weiterverwendung als Beamter der 
Bundeswehr nach Beendigung der Verwendung als 
Offizier im Verwaltungsdienst der Truppe. 

§ 9 ändert und ergänzt das Bundesbesoldungsgesetz. 
Durch die Einfügung des Satzes 2 in § 10 Abs. 1 
wurde sichergestellt, daß einem Beamten nach min- 
destens Ijähriger Verwendung als Offizier im Ver- 
waltungsdienst der Truppe sein besoldungsrecht- 
licher Besitzstand bis zur Höhe des Endgrund- 
gehalts der Besoldungsgruppe des Amtes gewahrt 
bleibt, das er vor der Berufung in das Dienstver- 
hältnis als Soldat auf Zeit innehatte. 

Der in § 34 des Bundesbesoldungsgesetzes einge- 
fügte Absatz 10 ermöglicht die notwendige Berech- 
nung des Besoldungsdienstalters der Beamten, die 
für die Dauer ihrer Verwendung im Verwaltungs- 
dienst der Truppe in das Dienstverhältnis eines 
Soldaten auf Zeit berufen worden sind, nach den für 
Beamte geltenden Vorschriften. 

§ 10 Abs. 1 dient der Verwirklichung der Grund- 
konzeption des Gesetzes, daß die Fachaufgaben 
eines Offiziers im Verwaltungsdienst der Truppe 
von erfahrenen Beamten der Bundeswehr wahrge- 
nommen werden sollen. 

§ 10 Abs. 2 schafft die Möglichkeit, daß auch Sol- 
daten in der Dienststellung eines Offiziers im Ver- 
waltungsdienst der Truppe verwendet werden kön- 
nen. Für diesen Fall wird von den Soldaten ver- 
langt, daß sie die laufbahnrechtlichen Voraussetzun- 
gen für die Verleihung eines Amtes des gehobenen 
oder höheren nichttechnischen Verwaltungsdienstes 
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erfüllen und nach dem Bestehen der Laufbahnprü- 
fung eine mehrjährige Verwaltungserfahrung im 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen erworben 
haben. 

§11 enthält die negative Saar-Klausel. 

§ 12 bestimmt den Zeitpunkt des Inkraftretens. 

In der Anlage sind die Dienstgrade übersichtlich 
zusammengestellt, die den Beamten für die Dauer 
des Dienstverhältnisses eines Soldaten auf Zeit 
verliehen werden. Die Übersicht geht von dem Ge- 
danken des § 26 des Bundesbeamtengesetzes aus 
und macht sich die Zuordnung bestimmter Tätig- 
keiten von Soldaten und Beamten zu ihren Besol- 
dungsgruppen als einheitliche Bewerbungsmaßstäbe 
zunutze. 

Da es in den Laufbahnen der Offiziere des Trup- 
pendienstes die Dienstgrade der Besoldungsgruppen 
A 10 und A 15 nicht gibt, ist den Regierungsober- 
inspektoren und den Regierungsdirektoren der 
nächste entsprechende militärische Dienstgrad 
(Hauptmann bzw. Oberst) zu verleihen. 


III. Voraussichtliche Kosten 

Aus der Durchführung des Gesetzes entstehen vor- 
aussichtlich folgende Mehrkosten für Personal- und 
Sachausgaben: 

a) Personalausgaben 

(Besoldungsmehraufwand) jährlich 1 350 000 DM 

b) allgemeine Ausgaben 

(Kosten der freien Heil- 
fürsorge und der Dienst- 
bekleidung) jährlich 420 000 DM 

c) einmalige Ausgaben 

(einmaliger Bekleidungs- 
zuschuß und Erstausstat- 
tung mit Arbeits- und 
Kampfanzug und persön- 
licher Ausrüstung) rund 1 300 000 DM. 

Die Mehrkosten für die Besitzstandswahrung nach 
§ 9 dürften sich in den nächsten Jahren noch nicht 
auswirken, da mit Beendigungen der Verwendung 
im Verwaltungsdienst der Truppe zunächst noch 
kaum zu rechnen ist. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 (Anlage) 

Die in der Anlage aufgeführten Dienstgradbe- 
zeichnungen sind durch Aufnahme der ent- 
sprechenden Dienstgrade der Bundesmarine zu 
ergänzen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

2. Zu § 10 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob die in § 10 Abs. 2 vorgesehene 
Regelung nicht zweckmäßiger in der Form einer 
ausdrücklichen Änderung des Soldatengesetzes 
getroffen werden sollte. In diesem Falle wäre 
die Bestimmung des § 10 Abs. 1 in § 1 aufzu- 
nehmen. 


3. Nach § 10 

Es ist ein neuer § 10a mit folgendem Wortlaut 
einzufügen: 

„§ 10a 

Die Vorschrift des § 9 dieses Gesetzes gilt 
nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin." 

Begründung 

Das Bundesbesoldungsgesetz gilt auch im Land 
Berlin. Daher ist es erforderlich, daß die in § 9 
vorgesehene Änderung und Ergänzung des Bun- 
desbesoldungsgesetzes ebenfalls in Berlin zur 
Anwendung kommt. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 

1. Zu § 1 (Anlage) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

2. Zu § 10 

Der Vorschlag wird im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens geprüft. 

3. Nach § 10 (§ 10a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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